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AfD-Mitglieder im Schuldienst: Droht das
Ende für Lehrerjobs?

Rheinland-Pfalz prüft Verfassungstreue von Beamten,
während Diskussionen über AfD-Mitglieder im Staatsdienst

anhalten.

Rheinland-Pfalz, Deutschland - In einem umfassenden
Gutachten, das über 1000 Seiten umfasst, hat der
Verfassungsschutz der AfD verfassungsfeindliches Agieren
vorgeworfen. Dies wirft neue Fragen über die Zukunft der Partei
und ihrer Mitglieder im Staatsdienst auf. In Rheinland-Pfalz gibt
es Auffassungen, dass angehende Beamte stärker auf ihre
Verfassungstreue überprüft werden sollten. Dies könnte auch
Auswirkungen auf bereits im Staatsdienst tätige AfD-Mitglieder
haben, die möglicherweise mit dienstrechtlichen Konsequenzen
rechnen müssen. Ein Diensteid, der die Treue zum Grundgesetz
und zur Landesverfassung beinhaltet, könnte im Widerspruch zu
einer Mitgliedschaft in der AfD stehen, was die Diskussion um
die Verbeamtung von Mitgliedern der Partei weiter anheizt.



Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat die AfD als
gesichert rechtsextremistisch eingestuft, was die öffentlichen
Debatten um die Vereinbarkeit von Parteizugehörigkeit und
Verfassungstreue unter Staatsbediensteten verstärkt hat.
Innenminister Alexander Dobrindt (CSU) merkte an, dass eine
AfD-Mitgliedschaft allein nicht als Grund für dienstrechtliche
Konsequenzen gewertet werden kann. Bei der Überprüfung der
Verfassungstreue von Beamten ist daher eine Einzelfallprüfung
notwendig.

Überprüfung von Beamten und
Verfassungstreue

Die Situation ist auch in anderen Bundesländern wie Hessen und
Bayern im Gespräch, die ebenfalls untersuchen, ob AfD-
Mitglieder im Staatsdienst beschäftigt werden können. Generell
müssen Beamte zwar die Treuepflicht zur freiheitlichen
demokratischen Grundordnung beachten, dennoch sind sie nicht
verpflichtet, ihre Parteimitgliedschaft offenzulegen, es sei denn,
sie unterliegen Sicherheitsüberprüfungen.

Im Einstellungsverfahren wird die Verfassungstreue angehender
Beamter genauestens überprüft. Eine Mitgliedschaft in der AfD
schließt eine Verbeamtung zwar nicht aus, jedoch könnten
Bewerber mit dieser Mitgliedschaft starker Benachteiligung
gegenüber kommen. Dienstherren haben die Möglichkeit,
Bewerber, die in einer als extremistisch eingestuften
Vereinigung Mitglied sind, nicht einzustellen.

Mögliche Konsequenzen für AfD-Mitglieder

Wenn Zweifel an der Verfassungstreue eines Beamten bestehen,
kann ein Disziplinarverfahren eingeleitet werden. Die Entfernung
aus dem Dienst gilt als das äußerste Mittel und ist an hohe
Hürden gebunden. Für AfD-Mitglieder, die im öffentlichen Dienst
tätig sind, könnte dies bedeuten, dass sie mit einem Tadel oder
einer Kürzung ihrer Dienstbezüge rechnen müssen.



Die Spannungen rund um die AfD und ihre Mitglieder
intensifizieren sich weiter, da die rheinland-pfälzische Planung,
angehende Beamte genauer zu überprüfen, zeigt, dass das
Thema Verfassungstreue eine große politische Brisanz hat. Ein
mögliches Parteiverbot wäre nur durch das
Bundesverfassungsgericht zu entscheiden, und die konkreten
Folgen für ehemalige Mitglieder bleiben unklar, während auch
für Angestellte im öffentlichen Dienst, die weniger strengen
Maßstäben unterliegen, die Verpflichtung zur Verfassungstreue
gilt.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die AfD und ihre Mitglieder in
einer unsicheren Lage sind, was ihre Rechte und Pflichten im
Staatsdienst anbelangt. Die Entwicklungen der kommenden
Wochen werden zeigen, wie sich die rechtlichen
Rahmenbedingungen für die AfD und ihre Mitglieder gestalten
werden. 

Für weitere Details können Sie die Berichte von Rhein-Zeitung
und ZDF lesen.
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